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Kurz kommentiert

steigende Arbeitslosigkeit. Auch die Währungen werden 
getroffen – der südafrikanische Rand, der nigerianische 
Naira und der sambische Kwacha verlieren gegenüber 
dem US-Dollar deutlich an Wert. Auslandsdirektinvestitio-
nen könnten laut Welthandels- und Entwicklungskonferenz 
(UNCTAD) um 15 % sinken. Die Geldtransfers von Migran-
ten zurück in die Heimat reduzieren sich, weil Arbeitsplätze 
in Europa, den USA oder den Golfstaaten verloren gehen. 
Subsahara-Afrika steht vor einem Zahlungsbilanzdefi -
zit von mindestens 100 Mrd. US-$. Mit Südafrika hat das 
wirtschaftlich bedeutendste Land des Kontinents bereits 
drastische Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus 
und ein Sofortprogramm für die Wirtschaft beschlossen: 
Stützungsmaßnahmen für Handel und Industrie sowie klei-
ne und mittlere Unternehmen. In vielen anderen Ländern 
werden ebenfalls Maßnahmen ergriffen, aber die Mittel 
sind begrenzt. Es ist zu früh zu sagen, wie die Corona-
Pandemie in Afrika besonders wirksam eingedämmt wer-
den kann. Hilfe von außen ist trotzdem dringend nötig. Es 
kommt darauf an, dass die internationalen Organisationen 
gemeinsam handeln, um zu verhindern, dass auf dem afri-
kanischen Kontinent eine neue Armutskrise entsteht!

Drei Maßnahmenpakete sind dafür nötig: Erstens müssen 
öffentliche, private und philanthropische Mittel mobilisiert 
werden, um Gesundheitssysteme und lokale Produktionen 
zu stärken. Priorität muss hier die Gesundheitsversorgung 
haben. Zweitens müssen die Staats- und Regierungschefs 
der G20 offene Handelskorridore schaffen, um insbeson-
dere Arzneimittel und andere Gesundheitsgüter zu handeln. 
Darüber hinaus müssen die G20 die Gesundheitsinfrastruk-
tur unterstützen. Dies wird die Länder in die Lage versetzen, 
sich so weit wie möglich auf die Prävention zu konzentrieren. 
Die G20 sollten sofort 100 Mrd. US-$ bereitstellen, um un-
mittelbare Maßnahmen zu ermöglichen. Drittens muss der 
Internationale Währungsfonds (IWF) mit neuen Sonderzie-
hungsrechten auf die hohe Kapitalfl ucht aus Afrika reagie-
ren. Mehr als 20 afrikanische Länder haben sich an den IWF 
gewandt, um Unterstützung zu erhalten. Es muss sicher 
sein, dass öffentliche Ausgaben zur Eindämmung der Ge-
sundheitskrise nicht durch Finanzkrisen gefährdet werden!

Was als Gesundheitskrise begann, ist schon heute eine 
globale Wirtschaftskrise. Es besteht die Gefahr, dass Afri-
ka im Sog des Coronavirus alleine gelassen wird. Ohne die 
nötigen Mittel, die Krise wirksam zu bekämpfen, wird der 
zu zahlende menschliche und ökonomische Preis verhee-
rend hoch sein. Es ist daher essenziell, dass die reichen 
Länder erkennen, wie sehr ein taumelndes Afrika auch die 
eigene wirtschaftliche und soziale Krise verstärkt.
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Afrika im Sog des Coronavirus

 In fast allen afrikanischen Ländern breitet sich das neuar-
tige Coronavirus aus. Die gemeldeten Fälle steigen, ob-
wohl viele Länder drastische Maßnahmen beschlossen 
haben. Die Lage in den Krankenhäusern wird dramatisch. 
Zwar haben die meisten Länder inzwischen Tests, aber 
die Kapazitäten, schwere Verläufe zu behandeln, sind oft 
unzureichend: zu wenige Ärzte in zu wenigen Kranken-
häusern. Dazu kommt, dass der kontinuierliche Kampf 
gegen Lassa-Fieber, Gelbfi eber, Malaria und HIV-Aids die 
wenigen Ressourcen bereits stark beansprucht.

Die Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Af-
rika (UNECA) geht davon aus, dass sich das wirtschaftli-
che Wachstum auf unter 2 % verringern könnte und so 
unter das Bevölkerungswachstum fi ele. Ursachen sind 
eingeschränkte Wirtschaftstätigkeiten und Handelsab-
schottung. Die weltweite Nachfrage nach Gütern aus Afrika 
bricht ein. Die Nachfrage nach Rohstoffen und landwirt-
schaftlichen Produkten sinkt ebenfalls. Da auch die Touris-
ten ausbleiben, sinken Afrikas Exporterlöse. Die Rohstoff-
preise sind stark gefallen. Der Economic Vulnerability Index 
von NKC African Economics weist darauf hin, dass Angola, 
Gabun, Äthiopien, Ghana, Tunesien, Sambia und Kenia am 
anfälligsten für Schuldenkrisen sind, falls das Wirtschafts-
wachstum dauerhaft ausbleibt. Die Folgen für rohstoff-
exportierende Länder sind gravierend: Sie sind aufgrund 
undifferenzierter Exportstrukturen in hohem Maße durch 
Preis- und Nachfrageschwankungen verwundbar. Beson-
ders drastisch ist die Situation in Südsudan, Tschad, Ango-
la, Nigeria oder Sambia. Dort ist der Anteil der Rohstoffex-
porte besonders hoch. Der starke Rückgang reduziert die 
Devisenreserven. Niedrigere Austauschraten der Rohstoff-
exporteure führen zu negativen Einkommenseffekten, die 
die Ersparnisse reduzieren. Viele Länder Afrikas fi nanzie-
ren sich durch Handelssteuern und Zölle. Der Preisverfall 
der Rohstoffe verschlechtert so die Fiskalsalden.

Beispiele können veranschaulichen, welche Folgen die glo-
bale Krise hat: Kenias Blumen- und Textilproduktion ist fast 
komplett eingebrochen, weil es keine Nachfrage mehr aus 
Europa gibt. In Kenia, Tunesien, den Seychellen und Mau-
ritius ist der Tourismus  vollkommen zum Erliegen gekom-
men. Damit bricht eine wesentliche Quelle von Devisen von 
jetzt auf gleich weg. Südafrikanische Experten befürchten 
eine Schrumpfung der Wirtschaft um 2 % und eine weiter 
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